
 

Kompetenzreglement  1 

Kompetenzreglement inkl. Delegation von Aufgaben und  
Entscheidungsbefugnissen  
 
 
Aufgaben- und Kompetenzdelegationen zu Mitgliedern der Kirchenpflege, zu den unterstellten Kommissionen sowie zu 
den Betriebsorganisationen und Konventen  
 
Erlassen durch Beschluss der Kirchenpflege vom 10.9.2025 (ersetzt das Kompetenzreglement vom 6.2.2019 i.d.F.v. 1.2.2023) und 
vom 07.05.2026 
 
 

Inhalt 
Allgemeine Bestimmungen .............................................................................................................................. 2 
Kirchenpflege ................................................................................................................................................... 3 

Unterstellte Kommissionen .............................................................................................................................. 4 
Betriebsorganisationen und Konvente ............................................................................................................ 6 

Finanzkompetenzen ........................................................................................................................................ 9 

Personalgeschäfte ........................................................................................................................................... 9 
Unterschriftenregelung .................................................................................................................................. 10 

Übergangs- und Schlussbestimmungen ....................................................................................................... 11 

Anhänge ........................................................................................................................................................ 12 
 
 
 
Präambel 
 
Dieses Reglement definiert die Kompetenzen und dient dazu Sicherheit und Transparenz über die aufgabenbezogene 
Umsetzung in der täglichen Praxis zu erlangen. Gleichzeitig sei an den gesunden Menschenverstand appelliert und an 
den Anspruch des gegenseitigen Respekts, vor allem dort, wo das vorliegende Reglement Interpretationsspielräume 
lässt. Es wird auf zwei Aussagen zur Mission der Kirchgemeinde Zürich verwiesen: Wir streben danach 

• transparent, vertrauensbildend und glaubwürdig zu arbeiten, zu kommunizieren und zu leben; 
• einen Ort der Wertschätzung und Unterstützung für Mitglieder, freiwillig Engagierte, Mitarbeitende und Behör-

denmitglieder zu schaffen, offen für alle Menschen. 
 
Wir erkennen gemeinsam an, dass die Zusammenarbeit durch ein vertrauensvolles Miteinander aller Beteiligten ge-
prägt sein soll. Daher verpflichten wir uns, eine Arbeitsumgebung zu schaffen, die von Offenheit, Transparenz und ge-
genseitiger Unterstützung geprägt ist. Interessenkonflikten, die teilweise system- oder funktionsbedingt zustande kom-
men, wollen wir im persönlichen Dialog begegnen und gemeinsam nach Lösungen suchen. Für die Kultur der Zusam-
menarbeit gilt ausserdem die «Wegleitung zur Zusammenarbeit». 
 
Dieses Reglement steht im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Bestimmungen und baut auf den übergeordneten 
rechtlichen Rahmenbedingungen auf. Darin sind die grundsätzlichen Aufgaben und Pflichten von Kirchenpflege, unter-
stellten Kommissionen und Mitarbeitenden festgeschrieben. Das Kompetenzreglement beabsichtigt, Redundanzen 
zum übergeordneten Regelwerk zu vermeiden.  
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A.  Allgemeine Bestimmungen 

  Grundlage 
 Gestützt auf Art. 35 der Kirchgemeindeordnung (KGO) erlässt die Kirchenpflege folgendes Kompetenz-

reglement.  

  Zweck und Abgrenzung zu anderen Erlassen der Kirchgemeinde Zürich 
 1Dieses Reglement regelt die Delegation von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen der Kirchen-

pflege gemäss Art. 32 KGO an Mitglieder der Kirchenpflege und Ausschüsse, an Angestellte der Ge-
schäftsstelle und an die Betriebsleitenden in den Kirchenkreisen sowie die Delegation von Aufgaben 
und Entscheidungsbefugnissen der Kirchenpflege an unterstellte Kommissionen im Sinne des Gemein-
degesetzes gemäss Art. 38 und 39 KGO. 
2 Das Vorgehen bei Anträgen oder Gesuchen an die Kirchenpflege oder an das Kirchgemeindeparla-
ment ist in der Geschäftsordnung der Kirchenpflege und in der Geschäftsordnung des Kirchgemeinde-
parlaments geregelt. Das Vorgehen bei Anträgen an die unterstellten Kommissionen ist in den jeweili-
gen Geschäftsordnungen geregelt.   
3 Bezüglich der Zusammenarbeit der verschiedenen Gremien und Funktionen ist die Wegleitung zur 
Zusammenarbeit in der Kirchgemeinde Zürich zu beachten.  
4 In Notfall- oder Krisensituationen, die ein unmittelbares Eingreifen erfordern, sind ebenfalls die Weg-
leitung zur Zusammenarbeit sowie das Kommunikationskonzept massgebend.  

  Bestimmungen übergeordnetes Recht 
 Bei der Ausübung der Rechte und Pflichten gemäss diesem Reglement ist das übergeordnete Recht zu 

beachten. Dazu gehören insbesondere das Kirchengesetz, die Kirchenordnung, die Finanzverordnung, 
die Personalverordnung und deren Vollzugsverordnung, das Gemeindegesetz, das Verwaltungsrechts-
pflegegesetz, das Gesetz über die politischen Rechte, das Gesetz über die Information und den Daten-
schutz sowie die Bestimmungen über das öffentliche Beschaffungswesen und die Kirchgemeindeord-
nung.  

  Aufgaben- und Rollenverständnis 

 
1 Diesem Reglement liegt ein Aufgaben- und Rollenverständnis in der Zusammenarbeit zwischen den 
exekutiven bzw. politischen und den primär operativen Funktionsträgern zugrunde.  
2 Das Rollenmodell geht von drei Funktionsträgern aus: 
1. Kirchenpflege (Abschnitt B): politische/strategische Ebene  
2. Unterstellte Kommissionen (Abschnitt C): primär strategische Ebene  
3. Betriebsorganisationen und Konvente (Abschnitt D): primär operative Ebene  

  Subsidiarität und Delegation von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen 
 1 Die Kirchenpflege delegiert Aufgaben und Befugnisse soweit möglich und sachlich angemessen an 

die Funktionsträger gemäss Art. 4 Abs. 2. Diese nehmen ihre Aufgaben im Auftrag der Kirchenpflege 
wahr.  
2 Die Delegation von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen erfolgt insbesondere für Geschäfte fol-
gender Art: 
a) Arbeitsvergaben im Rahmen bewilligter Projekte 
b) Entscheide mit Wirkung auf lokaler Ebene 
c) Operativer Vollzug gesetzlicher Bestimmungen oder von Beschlüssen übergeordneter Behörden  
d) Ausgabenbewilligungen (Kreditverfügung, Kreditbeschluss) im Rahmen der Finanzkompetenzen  
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3 Steht der Kirchenpflege eine abschliessende Genehmigungskompetenz zu, werden materielle Ent-
scheide erst mit Beschluss durch die Kirchenpflege wirksam.  
4 Als Ergänzung und integrierter Bestandteil dieses Kompetenzreglements stellen die Anhänge 1-5 Ab-
läufe und Prozesse für die wichtigsten Aufgaben der Kirchgemeinde dar. 
5 Die Funktionsträger gemäss Art. 4 Abs. 2 handeln beim Vollzug der ihnen übertragenen Aufgaben 
selbstständig. 
6 Sie haben eine delegierte Aufgabe der Kirchenpflege zum Entscheid vorzulegen, wenn 
a) sich bei der Erfüllung der Aufgabe Fragen von grundsätzlicher Bedeutung stellen, 
b) erhebliche politische oder öffentlichkeitswirksame Folgen zu erwarten sind, 
c) ein hohes Reputationsrisiko vorhanden ist, 
d) die mit der Aufgabenerfüllung betraute Stelle handlungsunfähig ist. 

B.  Kirchenpflege 

  Verantwortung der Kirchenpflege als Gesamtbehörde 
 1 Die Kirchenpflege ist verantwortlich für alle politisch und strategisch wichtigen Entscheidungen und 

die Steuerung der Entwicklung der Kirchgemeinde im Rahmen der ihr in der Kirchgemeindeordnung 
übertragenen Aufgaben (Art. 34 ff KGO). Sie entscheidet als Gesamtbehörde, wenn ihr eine Aufgabe 
nach übergeordnetem Recht zugewiesen ist, wenn sich grundlegende Interessen verschiedener Perso-
nen oder Gruppierungen gegenüberstehen oder wenn bei der Interessenabwägung ein grosser politi-
scher Ermessensspielraum besteht.  
2 Die Kirchenpflege steuert die Entwicklung der Kirchgemeinde, unter anderem indem sie Rahmenbe-
dingungen, Zielvorgaben und eine Ressourcenplanung beschliesst.  
3 Im Weiteren ist die Kirchenpflege zuständig für die Vorberatung und Antragstellung aller Geschäfte, 
die dem Kirchgemeindeparlament und den Stimmberechtigten zum Entscheid vorgelegt werden.  
4 Über den Abschluss von langfristigen Verbindlichkeiten (Leistungsvereinbarungen, Anschlussverträge 
usw.) entscheidet die Kirchenpflege im Rahmen der ihr gemäss Kirchgemeindeordnung zustehenden 
Kompetenzen (Art. 36 KGO).  
5 Die Kirchenpflege ist als Führungsorgan für die Kontrolle und Steuerung der politischen Prozesse zu-
ständig, unabhängig davon, ob sie Aufgaben ganz oder teilweise delegiert hat.  
6 Sie beurteilt Einsprachen von Dritten gegen Entscheide von Mitgliedern der Kirchenpflege und Gesu-
che um Neubeurteilung von Entscheiden von unterstellten Kommissionen, sofern übergeordnete ge-
setzliche Bestimmungen keinen anderen Instanzenzug vorsehen.  

  Aufgabenzuteilung 
 1 Die Zuteilung der Aufgaben ist in der Geschäftsordnung der Kirchenpflege geregelt.  

2 Die Kirchenpflege handelt als Kollegialbehörde, soweit die selbständige Besorgung bestimmter Aufga-
ben nicht durch Erlass oder Kirchenpflegebeschluss einzelnen oder mehreren Mitgliedern mit eigener 
Verantwortung übertragen wurde. 
3 Delegierte Aufgaben sind der Kirchenpflege zum Entscheid vorzulegen, wenn 
a) sich bei der Erfüllung der Aufgabe Fragen von grundsätzlicher Bedeutung stellen, 
b) erhebliche politische oder öffentlichkeitswirksame Folgen zu erwarten sind, 
c) ein hohes Reputationsrisiko vorhanden ist.  

  Weiterdelegation 
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 Delegierte Entscheidungsbefugnisse können stufengerecht weiterdelegiert werden. Bei Weiterdelegati-
onen bleibt die Verantwortung der delegierenden Stelle vollumfänglich erhalten. Bei der Ausübung von 
weiterdelegierten Befugnissen gelten die Bestimmungen dieses Reglements uneingeschränkt. 

C.  Unterstellte Kommissionen 

  Allgemeines 
 1 Die Kirchenpflege überträgt den unterstellten Kommissionen gestützt auf § 50 des Gemeindegesetzes 

Aufgaben zur selbstständigen Erledigung gemäss Art. 38 Abs. 3 bzw. 39 Abs. 1 der Kirchgemeindeord-
nung (KGO) sowie gemäss Art. 10ff dieses Reglements. 
2 Die unterstellten Kommissionen und deren Betriebsorganisationen stehen unter der Aufsicht der Kir-
chenpflege. Sie nehmen die ihnen zugewiesenen Aufgaben innerhalb der von der Kirchenpflege erlas-
senen Rahmenbedingungen wahr.  
3 Die unterstellten Kommissionen können der Kirchenpflege Gesuche im Zusammenhang mit den ihnen 
übertragenen Aufgaben stellen. Die Kirchenpflege entscheidet über deren Behandlung. 
4 Die unterstellten Kommissionen können der Kirchenpflege via Kommissionsbeschluss Anträge für 
Projekte (z.Hd. Personal- und Entwicklungsfonds (PEF) und Spezialaufgaben im Sinne des Innovati-
onskreislaufes (Ressourcenzuteilungsmodell)) stellen. Die Kirchenpflege hat diese materiell zu behan-
deln. 

  Kirchenkreiskommissionen 
 1 Die Kirchenpflege setzt gestützt auf Art. 38 der Kirchgemeindeordnung in jedem Kirchenkreis eine Kir-

chenkreiskommission ein, die das kirchliche Leben und Handeln im direkten Dialog mit den zugehöri-
gen Kirchgemeindemitgliedern, der Pfarrschaft und den Angestellten gestaltet.  
2 Die Kommissionsmitglieder und das Präsidium werden von der Kirchenpflege auf Empfehlung der Kir-
chenkreisversammlung gewählt. Im Übrigen konstituieren sich die Kirchenkreiskommissionen im Rah-
men der Vorgaben der Kirchenpflege selbst.  
3 Die Kirchenkreiskommissionen führen die allgemeinen Aufgaben gemäss Art. 38 Abs. 4 der Kirchge-
meindeordnung eigenverantwortlich aus.  
4 Die Festsetzung der Mitgliederzahl, die Zulassung zur Wahl sowie die Wahl der Mitglieder der Kir-
chenkreiskommissionen erfolgt gemäss Wahlreglement.  

  Besondere Aufgaben der Kirchenkreiskommissionen 
 Zu den besonderen Aufgaben der Kirchenkreiskommissionen gehören zusätzlich zu den Aufgaben 

gem. Art. 38 Abs. 4 der KGO folgende Aufgaben: 
a) Strategische Leitung des Kirchenkreises sowie Entwicklung von strategischen Zielen, Schwer-

punktthemen, Projekten und Angeboten im Kirchenkreis (inklusive Sicherstellung von Innovation 
und Exnovation bei den Angeboten) 

b) Aufsicht über die Durchführung der Angebote des Kirchenkreises  
c) Einberufung und Leitung der Kirchenkreisversammlung, inkl. Gewährleistung der Informations- und 

Mitwirkungsrechte der Kirchenkreisversammlung gemäss Art. 41 KGO 
d) Durchführung von Kirchenkreisversammlungen für den Dialog mit den Gemeindegliedern und die 

Nomination der Mitglieder sowie der Präsidien von Kirchenkreis- und Pfarrwahlkommissionen 
e) Sicherstellen der Organisation von Wahlversammlungen in ihrem Wahlkreis im Hinblick auf die 

Wahlen des Kirchgemeindeparlaments und der Kirchenpflege 
f) Unterstützung der Bezirkskirchenpflege bei den Synodewahlen und Wahlen der Bezirkskirchen-

pflege 
g) Aktive Teilnahme am kirchlichen Leben  



 

Kompetenzreglement  5 

h) Beziehungspflege und Vernetzung mit ortsansässigen Institutionen sowie Repräsentation im Kir-
chenkreis 

i) Vertretung der Kirchgemeinde Zürich und deren Interessen in Institutionen mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit mit Wirkungsbereich im Kirchenkreis  

j) Sicherstellung der Umsetzung von Beschlüssen und Zielvorgaben der Kirchenpflege 
k) Verantwortung für die Erarbeitung von Grundlagen für strategische Initiativen der Kirchenpflege  
l) Genehmigung des Gottesdienstkonzepts und des Kollektenplans des Kirchenkreises 
m) Aufsicht über den Betrieb im Kirchenkreis 
n) Aufsicht über die Amtsführung der Pfarrerinnen und Pfarrer, die im Kirchenkreis tätig sind 
o) Verantwortung für die Personalselektion der Betriebsleitung 
p) Aufsicht über den wirtschaftlichen Einsatz der Ressourcen im Rahmen des Budgets 
q) Verabschiedung des jährlichen Budgetentwurfs des Kirchenkreises zuhanden der Kirchenpflege 

(Erfolgsrechnung) 
r) Sicherstellen der Organisation und des Funktionierens der Konvente, Konferenzen und Versamm-

lungen im Kirchenkreis 
s) Erstellung einer Geschäftsordnung des Kirchenkreises, in welcher die Abläufe und Prozesse im 

Kirchenkreis geregelt werden, zur Genehmigung durch die Kirchenpflege 
t) Verantwortung für die Umsetzung des Grundsatzes der Zuordnung im Kirchenkreis gemäss Art. 

150 KO und deren konkrete Regelung in der Geschäftsordnung 
u) Präsidium: Personelle Führung der Betriebsleitung 

  Kommission Institutionen & Projekte (Kommission I&P) 
 1 Gestützt auf Art. 39 der KGO setzt die Kirchenpflege die Kommission I&P ein. Die Festsetzung der 

Mitgliederzahl, die Zulassung zur Wahl sowie die Wahl der Mitglieder der Kommission I&P erfolgt ge-
mäss Wahlreglement.  
2 Das Wahlverfahren für Kommissionsmitglieder wird durch das Präsidium der Kirchenpflege geleitet. 
3 Das Präsidium wird von der Kirchenpflege auf Antrag der Kommission I&P gewählt. 
4 Im Übrigen konstituiert sich die Kommission selbst. 

  Aufgaben der Kommission I&P 
 1 Die Kommission ist zuständig für die Führung und Begleitung der ihr zugewiesenen Institutionen und 

gesamtstädtischen Projekten der Kirchgemeinde Zürich. Daneben übernehmen Mitglieder der Kommis-
sion Delegationen im Namen der Kirchgemeinde Zürich.  
2 Die Führung und Begleitung von Institutionen und Projekten umfasst folgende Aufgaben: 
a) Strategische Führung der Institutionen und Projekte unter Berücksichtigung von deren Leistungs-

aufträgen 
b) Definition von Zielvorgaben für die Institutionen und Projekte auf Basis der strategischen Vorgaben 

der Kirchenpflege  
c) Sicherstellung der Umsetzung von Beschlüssen und Zielvorgaben der Kirchenpflege  
d) Personelle Führung der Leitungen der zugewiesenen Projekte und Institutionen 
e) Aufsicht über die Amtsführung der Pfarrerinnen und Pfarrer, die in den zugeordneten Institutionen 

und Projekten tätig sind  
f) Unterstützung der Mitarbeitenden in ihrer Arbeit und Vermittlung bei Konflikten 
g) Regelmässiges Controlling der Zielerreichung 
h) Verantwortung für die Personalselektion der Leitungen der zugewiesenen Institutionen und Pro-

jekte 
i) Sicherstellung des wirtschaftlichen Einsatzes der Ressourcen im Rahmen des Budgets  
j) Verabschiedung des jährlichen Budgetentwurfs der einzelnen zugeordneten Institutionen und Pro-

jekte sowie des Gesamtbudgets zuhanden der Kirchenpflege (Erfolgsrechnung) 
k) Sicherstellung der Einhaltung von Vereinbarungen der zugewiesenen Institutionen und Projekte 
l) Förderung des Austauschs zwischen den zugeordneten Institutionen und Projekten, wo sinnvoll 



 

Kompetenzreglement  6 

m) Verantwortung für die Umsetzung des Grundsatzes der Zuordnung in den Projekten und Institutio-
nen gemäss Art. 150 KO in der Geschäftsordnung 

 

D.  Betriebsorganisationen und Konvente 

  Konvente 

 
1 Die Aufgaben und Kompetenzen des Pfarr- und Gemeindekonvents richten sich nach der Kirchenord-
nung. 
2 In den Kirchenkreisen gibt es Kreispfarr- und Kreiskonvente. Aufgaben und Kompetenzen auf Kreis-
ebene gelten analog und werden in den Geschäftsordnungen der Kirchenkreise festgehalten.  
3 Die Berufskonvente gewährleisten den kreisübergreifenden fachlichen Austausch, fördern die Zusam-
menarbeit und können für Fachfragen beigezogen werden.  

  Pfarrkonvent und Vorstand des Pfarrkonvents 

 
1 Die Aufgaben des Pfarrkonvents und die Wahl von Delegierten in die Kirchenpflege stützen sich auf 
Art. 31 und Art. 44 der Kirchgemeindeordnung sowie die Geschäftsordnung des Pfarrkonvents. 
2 Der Vorstand des Pfarrkonvents setzt sich zusammen aus jeweils einer delegierten Pfarrperson pro 
Kirchenkreis, dem/der Vorsitzenden des Pfarrkonvents und den Delegierten. 
3 Der Pfarrkonvent gibt sich eine Geschäftsordnung. 

  Kreispfarrkonvent 

 
1 Der Kreispfarrkonvent stellt die Erfüllung der Pfarramtsaufgaben im Kirchenkreis sicher. Der Kreis-
pfarrkonvent pflegt ausserdem die Zusammenarbeit mit allen anderen Berufsgruppen und den zustän-
digen Mitgliedern der Kirchenkreiskommission. 
2 Die Zusammensetzung des Kreispfarrkonvents bestimmt sich nach Art. 44 Abs. 3 der Kirchgemeinde-
ordnung. 
3 Der Kreispfarrkonvent wählt seinen Vorsitz (Kreispfarrkonventsleitung) aus den gewählten Mitgliedern. 
4 Der Kreispfarrkonvent delegiert eine gewählte Pfarrperson in den Vorstand des Pfarrkonvents, in die 
operative Kirchenkreisleitung und in das Büro des Kirchenkreises (vgl. Art. 25). 
5 Der Kreispfarrkonvent delegiert mindestens eine gewählte Pfarrperson in die Sitzungen der Kirchen-
kreiskommission. Die Anzahl der Delegierten richtet sich nach der jeweiligen Geschäftsordnung des 
Kirchenkreises. Die Delegierten vertreten den Kreispfarrkonvent.  
6 Der Kreispfarrkonvent entscheidet, ob die Benennungen gemäss Abs. 3-6 durch eine Person abge-
deckt oder auf mehrere Personen verteilt werden. 
7 Der Kreispfarrkonvent erstellt den Gottesdienst- und Kollektenplan in Absprache mit den betroffenen 
Personen. 

  Geschäftsleitung 

 
1 Die Geschäftsleitung (GL) ist das operative Führungsorgan der Kirchgemeinde Zürich. Sie bildet für 
gesamtstädtische Angelegenheiten das Bindeglied zwischen der Kirchenpflege als oberste Behörde 
(strategisch-politische Ebene) und den Betriebsorganisationen (der operativen Ebene der Kirchen-
kreise und der Institutionen und Projekte sowie der Geschäftsstelle). 
2 Sie ist verantwortlich für die konsequente und konsistente Umsetzung der politischen und strategi-
schen Vorgaben der Kirchenpflege und hat diesbezüglich Weisungsbefugnis gegenüber den Betriebs-
organisationen. 
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3 Die GL kann auf operativer Ebene eine organisationsweit einheitliche Umsetzung von Prozessen und 
Themen anordnen. 
4 Die GL stellt sicher, dass bei Geschäften der Kirchenpflege mit grossen operativen Auswirkungen alle 
relevanten Perspektiven einfliessen. Dazu kann sie Mitberichtsverfahren anordnen und Mitberichte in 
Auftrag geben.  
5 Die GL hat über die Geschäftsführung und die/den Kirchgemeindeschreiber:in Antragsrecht an die Kir-
chenpflege. 
6 Den Vorsitz der GL hat die Geschäftsführung. Die Zusammensetzung der Mitglieder richtet sich nach 
der Geschäftsordnung der GL. 

  Geschäftsstelle  

 Die Geschäftsstelle ist das zentrale Dienstleistungszentrum in der Kirchgemeinde Zürich. Sie unter-
stützt die Kirchenpflege, die Kirchenkreise sowie die Institutionen und Projekte der Kirchgemeinde bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben.  

  Geschäftsführung 

 
1 Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die operative Führung der Geschäftsstelle sowie die perso-
nelle Führung der Bereichsleitenden. 
2 Sie nimmt mit beratender Stimme und Antragsrecht an den Sitzungen der Kirchenpflege teil. 

  Bereichsleitende 

 
1 Die Bereichsleitenden sind mit dem Vollzug der operativen Aufgaben in ihrem jeweiligen Fachbereich 
beauftragt.  
2 Sie setzen sich ein für die kontinuierliche Weiterentwicklung ihres Fachbereichs gemäss den strategi-
schen Leitplanken der Kirchenpflege, den operativen Bedürfnissen der Betriebsorganisationen und in 
Absprache mit den jeweils zuständigen Mitgliedern der Kirchenpflege.  
3 Sie involvieren betroffene Betriebsorganisationen frühzeitig bei der Planung und Umsetzung der o.g. 
Aufgaben. 

  Kirchgemeindeschreiber:in 

 
1 Der/die Kirchgemeindeschreiber:in sorgt im Rahmen seiner/ihrer Befugnisse für rechtlich und verwal-
tungstechnisch korrekte Verwaltungsabläufe. 
2 Er/sie ist dafür verantwortlich, dass die Beschlüsse und Rechtsgeschäfte der Kirchgemeinde nach den 
Weisungen der Kirchenpflege nachvollziehbar festgehalten und dokumentiert werden. 
3 Er/sie nimmt an den Sitzungen der Kirchenpflege mit beratender Stimme und Antragsrecht teil und ist 
für die Protokollführung zuständig. 
4 Er/sie ist zuständig für den Geschäftsverkehr zwischen der Kirchenpflege, Betriebsorganisationen und 
den übrigen Organen. 
5 Er/sie leitet die Kanzlei. 

  Betriebsleitende in den Kirchenkreisen  
 1 Die Betriebsleitenden nehmen an den Sitzungen der Kirchenkreiskommissionen mit beratender 

Stimme und Antragsrecht teil.  
2 Zu den allgemeinen Aufgaben der Betriebsleitenden gehören insbesondere: 
a) Sicherstellung des Betriebs in den Kirchenkreisen, insbesondere der Prozesse und Abläufe sowie 

der Zusammenarbeit aller Berufsgruppen 
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b) Prozessverantwortung bei der Erstellung des Jahresprogramms der kirchlichen Angebote sowie 
Verantwortung für die Koordination und Umsetzung im Kirchenkreis 

c) Verantwortung für den wirtschaftlichen Einsatz der Ressourcen im Rahmen des Budgets und der 
Handlungsfelder 

d) Aktiver Austausch mit den Pfarrpersonen im Kirchenkreis 
e) Erarbeitung des jährlichen Budgetentwurfs zuhanden der Kirchenkreiskommission und der Kir-

chenpflege (Erfolgsrechnung) 
f) Umsetzung der Vorgaben der Kirchenpflege, der Kirchenkreiskommission und der Geschäftslei-

tung 
g) Personelle Führung der direkt unterstellten Angestellten in den Kirchenkreisen  
h) Operative Zusammenarbeit mit den Institutionen vor Ort  
i) Beziehungspflege und Repräsentation im Kirchenkreis auf operativer Ebene 

  Stabstelle Kommission I&P  

 
1 Die Stabstelle Kommission I&P nimmt an den Sitzungen der Kommission mit beratender Stimme und 
Antragsrecht teil.  
2 Zu den weiteren Aufgaben gehören: 
a) Administrative Unterstützung der Kommission  
b) Unterstützung der zugewiesenen Institutionen und Projekte bei der Erarbeitung des jährlichen 

Budgetentwurfs zuhanden der Kommission und der Kirchenpflege (Erfolgsrechnung) 
c) Vertretung KI&P in BTL-Treff 
d) Gewährleistung des Informationsflusses zwischen BTL-Treff und Kommission/Leitungen Institutio-

nen und Projekte sowie unter den Projekten 
e) Koordinationsaufgaben 

  Leitungspersonen von Institutionen und Projekten  

 Zu den Aufgaben der Leitungspersonen gehören insbesondere: 
a) Prozessverantwortung für die Erarbeitung des Jahresprogramms für die kirchlichen Angebote so-

wie Verantwortung für die Koordination und Umsetzung  
b) Wirtschaftlicher Einsatz der Ressourcen im Rahmen des Budgets und der Handlungsfelder 
c) Sicherstellung des Betriebs in den Institutionen und Projekten, insbesondere der Prozesse und Ab-

läufe 
d) Personelle Führung der direkt unterstellten Angestellten in den Institutionen und Projekten 
e) Erarbeitung des jährlichen Budgetentwurfs zuhanden der Kommission Institutionen und Projekte 
f) Koordination und Zusammenarbeit mit den Institutionen vor Ort und mit den Kirchenkreisen 
g) Beziehungspflege und Repräsentation auf operativer Ebene 

  Operative Kirchenkreisleitung und Büro 

 
1 Die operative Kirchenkreisleitung koordiniert den operativen Betrieb im Kirchenkreis. Ihre Hauptaufga-
ben sind: 
a) Unterstützung der Betriebsleitung bei der operativen Leitung des Betriebs  
b) Bearbeitung von Grundsatzfragen zum operativen Betrieb des Kreises 
2 Das Büro des Kirchenkreises unterstützt das Präsidium in der Kommissionsarbeit. Die Hauptaufgaben 
des Büros sind: 
a) Vorbereitung der Kommissionssitzungen und Retraiten 
b) Bearbeitung von ausserordentlichen Themen mit besonderer Tragweite 
3 Die Zusammensetzung von operativer Kirchenkreisleitung und Büro ist im Erlass Ausführungsbestim-
mung Kirchenkreisleitung der Kirchenpflege vom 5.3.2025 geregelt.  
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E.  Finanzkompetenzen 

  Budgetkredit 
 1 Das Kirchgemeindeparlament ist zuständig für die Genehmigung des Budgets (Art. 26 Ziffer 1 KGO). 

Die im genehmigten Budget enthaltenen Kredite gelten als Budgetkredite.  
2 Damit eine budgetierte Ausgabe getätigt werden kann, ist im Rahmen der doppelten Ausgabenbewilli-
gung zusätzlich ein Verpflichtungskredit notwendig.  

  Kompetenzen zur Ausgabenbewilligung 

 
1 Für gebundene, neue einmalige sowie für neue wiederkehrende Ausgaben bewilligt das gemäss 
Kirchgemeindeordnung zuständige Organ einen Verpflichtungskredit. 
2 Die Obergrenzen für die Bewilligung von Verpflichtungskrediten durch Kirchenpflege, deren Mitglieder, 
unterstellte Kommissionen sowie Mitarbeitende im Rahmen des genehmigten Budgets, ausserhalb des 
Budgets und für gebundene Ausgaben werden im Anhang 3 dargestellt. 

  Gebundene Ausgaben 
 1 Ausgaben gelten gemäss Art. 103 des Gemeindegesetzes als gebunden, wenn die Gemeinde durch 

gesetzliche Bestimmungen, durch einen Entscheid eines Gerichts oder einer Aufsichtsbehörde oder 
durch frühere Beschlüsse zu ihrer Vornahme verpflichtet ist und ihr sachlich, zeitlich und örtlich kein 
erheblicher Entscheidungsspielraum bleibt. 
2 Vorhersehbare gebundene Ausgaben sind ins Budget einzustellen. Ungeachtet der Höhe der geplan-
ten Ausgaben liegt die Ausgabenkompetenz bei gebundenen Ausgaben in der Regel bei der Kirchen-
pflege oder der in Anhang 3 aufgeführten Ausnahmen.   

F.  Personalgeschäfte 

  Personalpolitik 
 Die Kirchenpflege entscheidet in Fragen von grundsätzlicher personalpolitischer oder personalrechtli-

cher Bedeutung. 

  Individuelle Personalgeschäfte, Zuständigkeiten des für Personal zuständigen Mitglieds der Kir-
chenpflege und des Bereichs Personal der Geschäftsstelle 

 1 Die Kirchenpflege delegiert ihre Zuständigkeit betreffend individuelle Personalgeschäfte an das für 
Personal zuständige Mitglied der Kirchenpflege. Dabei gelten folgende Ausnahmen: Anstellung und 
Entlassung der Geschäftsführung, der Kirchgemeindeschreiberin / des Kirchgemeindeschreibers, der 
Bereichsleitenden sowie der Betriebsleitenden. 
2 Das für Personal zuständige Mitglied der Kirchenpflege überträgt den Vollzug der Personalgeschäfte 
unter Vorbehalt von Art. 31 an den Bereich Personal der Geschäftsstelle. 

  Individuelle Personalgeschäfte, Zuständigkeiten der Linienvorgesetzten 
 1 Die Linienvorgesetzten entscheiden gemäss den Zuständigkeiten im Funktionsdiagramm Anhang 4 

über individuelle Personalgeschäfte in Zusammenarbeit mit dem Bereich Personal der Geschäftsstelle.  
2 Stellt der Bereich Personal im Einzelfall fest, dass übergeordnete Bestimmungen verletzt oder nicht 
einheitlich angewendet werden, versucht er, eine Einigung zu erzielen. Gelingt dies nicht, erstattet er 
dem Ressort Personal Bericht. Das für Personal zuständige Mitglied der Kirchenpflege entscheidet 
nach Anhörung der involvierten Personen abschliessend. 
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G.  Unterschriftenregelung 

  Verträge, Vereinbarungen und Verfügungen 

 
1 Verträge, Vereinbarungen oder andere Dokumente, die Verfügungscharakter haben und/oder die 
Kirchgemeinde Zürich anderweitig verpflichten, sind jeweils zu zweit zu unterzeichnen.  
2 Zeichnungsberechtigt zu zweien sind jeweils: 
a) Mitglied der Kirchenpflege zusammen mit entweder einer/einem Bereichsleitenden oder Kirchge-

meindeschreiber:in oder Geschäftsführung  
b) Präsidium einer Kirchenkreiskommissionen zusammen mit der/dem zuständigen Betriebsleitenden 
c) Präsidium der Kommission I&P zusammen mit der Projektleitung der betroffenen Institution/des 

betroffenen Projekts oder mit der operativen Leitung Kommission I&P 
3 Ordentliche Verfügungen (insbesondere Anstellungen und Anstellungsänderungen) werden zu zweien 
von der HR Fachperson und der Bereichsleitung Personal unterzeichnet. 
4 Ausserordentliche Vereinbarungen und Verfügungen (insbesondere Weiterbildungs-, Trennungs- und 
Auszahlungsvereinbarungen) werden zu zweien von der Bereichsleitung Personal oder der Geschäfts-
führung zusammen mit der linienverantwortlichen Person (Stufe Betriebs-/Bereichsleitung) unterzeich-
net. Vereinbarungen mit Betriebs- und Bereichsleitenden werden zu zweien von der Bereichsleitung 
Personal oder der Geschäftsführung zusammen mit dem für Personal zuständigen Mitglied der Kir-
chenpflege unterzeichnet. 

  Vereine und Stiftungen 
 1 Vereinsgründungen, die finanzielle Verflechtungen mit der Kirchgemeinde Zürich nach sich ziehen, 

insbesondere Geldtransfers zur Kirchgemeinde Zürich von Vereinskonten oder Vereinsmitgliedern, er-
fordern eine Leistungsvereinbarung und sind der Kirchenpflege zur Kenntnis zu bringen. 
2 Wenn bei Vereinen finanzielle Verpflichtungen bestehen, müssen Jahresabschlüsse und -berichte je-
weils zeitnah und unaufgefordert der Kirchenpflege zur Kenntnis gebracht werden. 
3 Die Kirchenpflege wird über personelle Verflechtungen in Vereinen und Stiftungen (z.B. Delegationen 
in Vorstand oder Stiftungsrat) unaufgefordert in Kenntnis gesetzt. 
4 Die Kirchenkreiskommissionen entscheiden über die Mitgliedschaft der Kirchgemeinde Zürich in loka-
len Vereinen. Sie informieren die Kirchenpflege vorgängig über Beitritte und Austritte. Die Mitglied-
schaftsbeiträge werden in den Budgets der Kirchenkreise ausgewiesen.  

  Banken, Post und Notariate/Ämter 
 1 Zeichnungsberechtigt gegenüber Banken und Post sind zu zweien (jeweils strategische und operative 

Ebene oder Kirchgemeindeschreiber:in und Bereichsleitende): 
a) Präsidium der Kirchenpflege 
b) Der/die Finanzverantwortliche der Kirchenpflege 
c) Der/die Immobilienverantwortliche der Kirchenpflege 
d) Geschäftsführung 
e) Kirchgemeindeschreiber:in  
f) Bereichsleitende 
2 Für einfache Postgeschäfte (z.B. Abholung von Paketen, eingeschriebenen Briefen usw.) delegiert die 
Kirchenpflege den Betriebsleitungen der Kirchenkreise bzw. den Leitungspersonen von Institutionen 
und Projekten und für die Geschäftsstelle dem/der Kirchgemeindeschreiber:in oder Geschäftsführung 
die Organisation der Unterschriftenberechtigung.  
3 Für Notariatsgeschäfte zeichnen jeweils ein Mitglied der Kirchenpflege gemeinsam mit der Bereichs-
leitung Immobilien, der Bereichsleitung Finanzen oder deren Stellvertretung. 
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4 Ordentliche Gesuche (z.B. Baugesuche) zeichnet jeweils das zuständige Mitglied der Kirchenpflege 
gemeinsam mit der zuständigen Bereichsleitung. Gesuche in vereinfachtem Verfahren (z.B. Anzeige-
verfahren, Abänderungseingaben oder Kleingesuche) werden von der zuständigen Fachperson/Pro-
jektleitung gezeichnet. 

  Visumsregelung 
 1 Ausgabenbelege mit einem Betrag ab 500.-- Franken sind gemäss dem Vieraugenprinzip von den zu-

ständigen Personen zu visieren. 
2 Ausgabenbelege mit einem Betrag ab 10‘000.-- Franken sind zusätzlich von einem Mitglied der Kir-
chenkreiskommission oder Kommission I&P oder von einem Bereichsleitenden zu visieren.  
3 Ausgabenbewilligungen richten sich nach Art. 27. Die Handhabung von Spezialausgaben (z.B. Einzel-
fallhilfen) wird im Vorfeld individuell mit dem Bereichsleiter Finanzen besprochen. 

H.  Übergangs- und Schlussbestimmungen 

  Überprüfung 
 Dieses Reglement wird mindestens einmal in jeder Amtsdauer von der Kirchenpflege überprüft.  

  Inkrafttreten 
 Dieses Reglement tritt in Kraft per 1.11.2025. 
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Anhänge 

Anhang 1: Grundlagen, Organisation, Steuerung 
 
E = Entscheid / A = Antrag / M = Mitwirkung / I = Information 

 Grundlage 
KGO KGP KP zKP uK BTL GL 

Vision, Leitbild, Strategie, Legislaturziele Art. 36 Ziff.1  I E  M   

Leitbild, Rahmenbedingungen und Eckwerte bezüglich Im-
mobilienentwicklung und Immobilienbewirtschaftung 

Art. 25 Ziff. 7 E A M M M  

Genehmigung Geschäftsbericht Art. 26 Ziff. 5 E A M    

Entschädigungsreglement KG Zürich Art. 24 E A  M   

Regelungen Ebene KK    I  E M  

Geschäftsordnung der Kirchenpflege Art. 35 Ziff. 1  E     

Geschäftsordnung Kirchenkreise / Kommission I&P Art. 35 Ziff. 3  E  A M  

Leistungsvereinbarungen mit Institutionen im Rahmen der 
Ausgabenbefugnisse 

Art. 36 Ziff. 10 / 
Art. 25 Ziff. 11 E E/A A    

Gesamtstädtische Fachkonzepte/Schwerpunkte/Projekte Art. 36 Ziff. 1  E A   M 

 
KGP = Kirchgemeindeparlament / KP = Kirchenpflege / zKP = zuständiges Mitglied Kirchenpflege / uK = unterstelle Kommissionen / BTL = Betriebsleitung / GL = Geschäftsleitung 
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Anhang 2: Finanzen 
 
E = Entscheid / A = Antrag / M = Mitwirkung / I = Information 

 Grundlage 
KGO KGP KP zKP FinGS 

Finanz- und Aufgabenplanung Art. 37 Ziff. 1 I E A M 

Materielle Budgetrichtlinien   E A M 

Festsetzung Budget und Steuerfuss Art. 26 Ziff.1&2 E A  M 

Genehmigung Jahresrechnung  Art. 26 Ziff. 3 E A  M 

Ausgabenvollzug Art. 37 Ziff. 3    E 

Genehmigung von Abrechnungen über Kredite, die von 
den Stimmberechtigten oder vom Kirchgemeinde- 
parlament beschlossen worden sind 

Art. 26 Ziff. 13 
E A  M 

 
KGP = Kirchgemeindeparlament / KP = Kirchenpflege / zKP = zuständiges Mitglied Kirchenpflege / FinGS = Bereich Finanzen (Geschäftsstelle)  
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Anhang 3: Finanzen – Kompetenzen Ausgabenbewilligung nach Beträgen und Ausgabenart 
 

 
Kompetenzen zum Anlagevermögen (z.B. Erwerb von Liegenschaften und Baurechtsvergaben) sind für die nächste Revision des Anlagereglements vorgemerkt. 

  

Wer Grundlage 
KGO

im Budget enthalten nicht im Budget enthalten Bemerkungen

Stimmberechtigte Art. 19

Kreditanträge über 10'000'000 über 10'000'000 Fak. Referendum ab 5 Mio. für einmalige / ab 500'000 für wiederkehrende 
Ausgaben

Kirchgemeindeparlament Art. 26
einmalig bis 10'000'000 bis 10'000'000 Fakultatives Referendum ab 5 Mio. für einmalige Ausgaben
wiederkehrend über 100'000 über 25'000 Fakultatives Referendum ab 500'000 für wiederkehrende Ausgaben
Kirchenpflege Art. 37
einmalig bis 1'000'000 bis 100'000 maximal 500'000 pro Jahr
wiederkehrend bis 100'000 bis 25'000 maximal 125'000 pro Jahr
gebundene Ausgaben unbegrenzt unbegrenzt
Investitionen ins Finanzvermögen bis 5'000'000 bis 5'000'000

Präsidium und Mitglieder der Kirchenpflege

einmalig bis 250'000 0
wiederkehrend bis 15'000 0

Ressortverantwortliche/r Immobilien 

gebundene Ausgaben bis 250'000 bis 250‘000
Unterstellte Kommissionen

neue einmalige Ausgaben (Verpflichtungskredite) im Einzelfall bis 50'000 bis 10'000 pro Jahr Die Aktivierungsschwelle für Investitionen liegt bei Fr. 50‘000, weshalb die 
Kompetenz auf diesen Betrag limitiert wird

neue wiederkehrende Ausgaben im Rahmen des Budgets 
(Verpflichtungskredite) im Einzelfall bis 10'000 0

Bereichsleiter Finanzen
einmalig bis 50'000 0
wiederkehrend bis 10'000 0
gebundene Ausgaben bis 100'000 0
Bereichsleiter Immobilien
Arbeitsvergaben im Rahmen von Verpflichtungskrediten und 
bewilligten Projekten bis 50’000

Gebundene Ausgaben bis 250’000 bis 50’000
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Betriebsimmobilien (Verwaltungsvermögen)   Finanzimmobilien (Hinweis auf Anlagekompetenz gemäss § 117 GG / es braucht ein Anlagereglement) 

Investitionen in Betriebsimmobilien gelten als Ausgaben, für 
welche die Finanzkompetenzen gemäss Kirchgemeindeord-
nung sowie der vorstehenden Ausgabenbefugnisse zur An-
wendung kommen.  

  
Investitionen in Finanzimmobilien gelten als Anlagen. Gemäss § 117 des Gemeindegesetzes ist die Exekutive 
grundsätzlich zuständig für Anlagegeschäfte. Gemäss Abs. 2 von § 117 GG ist das Gemeindeparlament zustän-
dig: a. ab einem in der Gemeindeordnung festzulegenden Anlagewert bei der Veräusserung von und Investitio-
nen in Finanzliegenschaften; b.in den weiteren in der Gemeindeordnung vorgesehenen Fällen.  

    Stimmberechtigte1) 0 

  

  

Kirchgemeindeparlament2)   
  Veräusserung von Liegenschaften über 2’500'000 
  Investitionen über 5'000'000 

  Einräumung von Baurechten und dinglichen Rechten über 2'500'000 

  

  

Kirchenpflege   

  Erwerb von Liegenschaften unbegrenzt3) 
  Veräusserung von Liegenschaften bis 2’500'000 
  Investitionen bis 5'000'000 

  Einräumung von Baurechten und dingl. Rechten bis 2'500'000 

  
  

Ressortverantwortlicher Immobilien im Budget ausserhalb Budget 
  Investitionen bis 1'000'000 bis 500'000 

    Bereichsleitung Immobilien im Budget ausserhalb Budget 

  Investitionen bis 250‘000 bis 50‘000 
          

     
1) vorbehältlich des fakultativen Referendums gemäss Art. 20 KGO 
2) Art. 26 Ziffer 10 und 11 KGO 
3) § 117 Gemeindegesetz 
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Anhang 4: Personelles 
 
E = Entscheid / A = Antrag / M = Mitwirkung / I = Information 

 Grundlage 
KGO KP zKP GF BL HRGS uK BTL PKV GL 

Grundsätze Personalentwicklung   E A   M M   M 

Stellenplan Kirchgemeinde Zürich Art. 36 Ziff. 11 E A   M I    

Stellenplanung Kirchenkreise und I&P im Rahmen des Stel-
lenplans und weiterer Beschlüsse der Kirchenpflege 

      E M   

Pfarrstellenplan (Pfarrstellenzuteilung) inkl. gemeinde- 
eigene Pfarrstellen 

 E A    M  M  

Schaffung von Stellen im Rahmen der finanziellen  
Befugnisse 

Art. 36 Ziff. 11 E A    I    

Anstellung und Entlassung Kirchgemeindeschreiber:in, Ge-
schäftsführung 

 E A  M M     

Anstellung und Entlassung Bereichsleitende  E M A  M     

Anstellung und Entlassung Betriebs- und Institutions- 
Leitende 

 E A M1)  M M2)    

Anstellung und Entlassung übrige Angestellte Geschäftsstelle   I E A M     

Anstellung übrige Angestellte Kirchenkreise      M I E   

Entlassung übrige Angestellte Kirchenkreise      E I M   

Lohnmassnahmen (Lohnerhöhungen, Einmalzulagen etc.)3)   A A A E A A   

Lohneinreihungen4)     I E  I   
1) bei BTL 
2) Vorbereitung Antrag für zKP zur Anstellung 
3) Antrag durch BL/BTL für Mitarbeitende, durch Präsidium uK für BTL, durch GF für BL, durch Präsidium KP für KGS/GF 
4) Anhörungsrecht für BL und BTL 
 
KP = Kirchenpflege / zKP = zuständiges Mitglied Kirchenpflege / GF = Geschäftsführung / BL = Bereichsleitung / HRGS = Bereich Personal (Geschäftsstelle) / uK = unterstellte Kommission /  
BTL = Betriebsleitung / PKV = Pfarrkonventsvorstand / GL = Geschäftsleitung 
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Anhang 5: Liegenschaften 
 
E = Entscheid / A = Antrag / M = Mitwirkung / I = Information 

 KP zKP Immo zKP Pfa ImPfa ImmoGS GdLGS uK BTL 

Nutzung/Vermietung von Betriebs-/Nicht-Betriebsliegen-
schaften bei langfristigen oder strategischen Mietgeschäften 
sowie bei Kirchen1) 

E A 
 

 M 
 

A M 

Exklusive Nutzung / Vermietung von Betriebsliegenschaften 
(Liegenschaften, die von Kreisen genutzt werden)     M  E A 

Nutzung / Vermietung von Nicht-Betriebsliegenschaften 
(Verwaltungs- und Finanzvermögen)     E  I I 

Vermietung (Veranstaltung) in Betriebsliegenschaften        E2) 

Investitionsplanung Betriebsliegenschaften E A   M  M M 

Investitionsplanung Nicht-Betriebsliegenschaften E A   M   I3) 

Unterhalt von Betriebsliegenschaften    I4) E  I A 

Unterhalt von Nicht-Betriebsliegenschaften    I4) E    

Nutzung von Pfarrhäusern durch Pfarrpersonen5)    E  M M I   

Vermietung von Pfarrhäusern an Dritte5)    E M M I  
1) bei Betriebsliegenschaften A/M durch uK und BTL, bei Nicht-Betriebsliegenschaften A/M durch zKP Immo und ImmoGS 
2) Es gelten das Haltungspapier Kirchenraumnutzung und die AGB für die Vermietung von Räumen und Infrastrukturen. Mietanfragen zu Kirchen oder bei Kasualien werden mit der zuständigen 
Pfarrperson besprochen. 
3) bei konkretem Bezug zum Betrieb des Kirchenkreises 
4) bei Pfarrwohnungen 
5) basierend auf Pfarrwohnstrategie (Beschluss KP) 
 
KP = Kirchenpflege / zKP Immo/Pfa = zuständiges Mitglied Kirchenpflege Immobilien/Pfarramtliches / ImPfa = Ausschuss Pfarramt und Immobilien / ImmoGS = Bereich Immobilien (Geschäftsstelle) /  
GdLGS = Bereich Gemeindeleben (Geschäftsstelle) / uK = unterstellte Kommission / BTL = Betriebsleitung  
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